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Verteiler:  

 
Deutschland 
 
 Bundesverfassungsgericht 

 Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 

 Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz des Deutschen Bundestages 

 Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend des Deutschen Bundestages 

 Arbeitsgruppen Recht und Verbraucherschutz der im Deutschen Bundestag 

vertretenden Parteien 

 Vorstand und Geschäftsführung des Deutschen Anwaltvereins 

 Vorsitzende der Gesetzgebungsausschüsse des Deutschen Anwaltvereins 

 Vorsitzende des Forums Junge Anwaltschaft  

 Gf. Ausschuss der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht des Deutschen Anwaltvereins 

 Deutscher Richterbund 

 Deutscher Juristinnenbund 

 Deutscher Steuerberaterverband 

 Bundesrechtsanwaltskammer 

 Bundesnotarkammer 

 Bundesgerichtshof, Bibliothek 

 Deutscher Notarverein 

 Deutscher Familiengerichtstag e.V. 

 Bundesverband der Freien Berufe 

 ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft, Bundesfachgruppe Justiz  

 Wissenschaftliche Vereinigung für Familienrecht 

 Pressereferat des Deutschen Anwaltvereins 

 Redaktionen der Zeitschriften FF – forum familienrecht, FamRB, FamRZ; FuR; NJW, 

NZFam, Redaktion Anwaltsblatt/Anwbl 
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV versammelt mehr als 61.000 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Anwaltsnotarinnen und Anwaltsnotare, 

die in 252 lokalen Anwaltvereinen im In- und Ausland organisiert sind. Er vertritt die 

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene.  

 

I.  Problem und Ziel 

 

Der DAV begrüßt, dass das Ergebnis der Sondierungen zwischen SPD, Bündnis 

90/Grüne und FDP als Ziel ausdrücklich fordert, Deutschland müsse stabile und 

verlässliche Regelungen erhalten, die in der Lage sind, die Herausforderungen unseres 

Landes zu lösen. 

 

Aus Sicht des Familienrechts gehören hierzu:  

 

 Es bedarf des Abbaus von Verboten, die die Entstehung neuen Lebens verhindern.  

 

 Eine schnelle und verlässliche Zuordnung von Kindern zur Familie ist unabhängig 

von der rechtlichen Form des Zusammenlebens der Familie geboten. 

 

 Alle kindschaftsrechtlichen Regelungen müssen allein das Kindeswohl im 

Vordergrund haben. Hierzu gehört die größere Gewichtung der Betreuungszeiten 

und die flexiblere Zuweisung finanzieller Leistungen der Eltern für die Kinder.  

 

 Dem besonderen Bedürfnis der konzertierten Lösung kindschaftsrechlicher Fragen, 

zusammengesetzt aus denen des Sorgerechts und des Unterhaltsrechts, ist auch 

verfahrensrechtlich Rechnung zu tragen. Das Verfahren ist so auszugestalten, dass 

es dem komplexen Regelungsbedarf inhaltlich, aber auch zeitlich Rechnung zu 

tragen in der Lage ist.  

 

 Eine seit vielen Jahren vom DAV angemahnte Reform des nachehelichen 

Ehegattenunterhaltsrechts bedarf der Umsetzung. 

 

https://cms.gruene.de/uploads/documents/Ergebnis-der-Sondierungen.pdf
https://cms.gruene.de/uploads/documents/Ergebnis-der-Sondierungen.pdf
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 Die Verbesserung der Unterhaltsabsicherung von nicht miteinander verheirateten, 

gemeinsame Kinder betreuenden Elternteilen ist notwendig. Die bisherigen 

gesetzlichen Regelungen sichern die im Interesse des Kindes notwendige 

wirtschaftliche Situation des betreuenden Elternteils nicht ausreichend ab. 

 

 Es bleibt zu überlegen, ob der Betreuungsunterhalt, d.h. die wirtschaftliche 

Absicherung des betreuenden Elternteils, nicht in einer gesonderten Norm geregelt 

werden sollte, und zwar erneut unabhängig davon, in welcher rechtlichen Form die 

Eltern zusammenleben. Notwendig ist eine Verbesserung des Unterhaltsmaßes für 

den nicht verheirateten Elternteil während der Betreuungszeit und als Folge der 

Betreuungszeit. 

 

 Auch der Ausgleich der während einer Ehe erworbenen Versorgungsanrechte 

bedarf der Verbesserung. 

Sichergestellt werden muss, dass alle von einem Ehepartner während der Ehezeit 

erworbenen Versorgungsanrechte mit dem anderen Ehepartner geteilt werden. Es 

muss dafür Sorge getragen werden, dass ein Anrecht, welches während des 

Ehescheidungsverfahrens „vergessen“ und damit nicht ausgeglichen wurde, noch zu 

einem späteren Zeitpunkt ausgeglichen werden kann.  

 

 Schließlich dürfen die Erfolge der Liberalisierung des Eheschließungsrechtes nicht 

isoliert stehen bleiben, sondern müssen – auch hier gerade im Interesse der Kinder 

– abstammungsrechtliche Konsequenzen haben. Es wird als nicht akzeptabel 

angesehen, dass eine mit der Geburtsmutter verheiratete Mutter die rechtliche 

Zuordnung zu dem Wunschkind erst im Wege einer Stiefkindadoption erlangen 

kann.  

 

 Der DAV sagt „Ja“ zu der Zielsetzung des Sondierungsergebnisses, dass starke 

Kinderrechte im Grundgesetz verankert werden müssen. Der DAV hält es für 

erforderlich, diese starken Kinderrechte auch im einfachen Recht umzusetzen. 

 

II. Konkrete Reformanliegen 

 

Der DAV bittet konkret, folgende Zielsetzungen zu beachten: 
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1. Abschaffung von medizinrechtlichen Verboten 

 

Der DAV fordert die Aufhebung der Verbote von Eizellen- und Embryonenspende sowie 

die Einführung einer kontrollierten und zu registrierenden altruistischen Ersatz-

/Leihmutterschaft. Die in den §§ 1 Abs. 1 Nrn. 1, 2, 6, 7, Abs. 2 EmbrSchG seit dem 

Jahre 1990 vorgesehenen Verbote für die Ärzteschaft, mittels etablierter und 

risikoarmer Methoden an der Umsetzung der grundrechtlich zu gewährenden 

Fortpflanzungsfreiheit mitzuwirken, sind nicht mehr zeitgemäß. Neben der 

Fortpflanzungsfreiheit werden insoweit auch Persönlichkeits- und Freiheitsrechte der 

Frauen, die Ersatzmutter sein wollen, verletzt. Es ist zudem verfassungsrechtlich 

bedenklich, das „Zur-Welt-Bringen“ von Kindern zu verhindern.  

 

Wenn Kinder bessere Chancen, unabhängig von der sozialen Lage ihrer Eltern erhalten 

sollen, muss zunächst jede medizinische Möglichkeit, Leben zu schaffen, genutzt 

werden dürfen. Die Geburt eines Kindes darf nicht davon abhängen, ob ausreichende 

finanzielle Mittel dafür vorhanden sind, rechtlich zulässige Maßnahmen in anderen 

Ländern zu nutzen. Dies würde genau zum Gegenteil dessen führen, was als Ergebnis 

der Sondierungen zurecht für wichtig erachtet wird. Unabhängig von der 

wirtschaftlichen Situation der Eltern soll Leben geschaffen werden können, und zwar in 

medizinrechtlich und ethisch vertretbarem Maße. Die bereits gesetzlich geregelte 

zulässige Samenspende muss komplementiert werden durch die unter ärztlicher 

Aufsicht durchgeführte Eizellspende. Auch gegen eine Leihmutterschaft sollten dann 

keine Bedenken bestehen, wenn sie altruistisch ist, d.h. nicht zu einem 

Gewinnerzielungsmarkt von Leihmüttern führt und wenn die hiermit verbundenen 

Rechte und Pflichten der Wunscheltern einerseits sowie der Leihmutter andererseits 

geregelt sind. 

 

2. Abstammungsrecht 

 

Ziel des Abstammungsrechtes bleibt es, die Zuordnung von Kindern zu Eltern zu 

regeln. Die Zuordnung soll so schnell und verlässlich als möglich geschehen. 
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Einem Kind sollen zwei Eltern zugeordnet werden. Hierbei soll es sich primär um die 

Personen handeln, die als „Wunscheltern“ die Geburt und Zuordnung eines Kindes 

anstreben.  

 

Hinsichtlich des einen Elternteils, des Vaters, sollte der bisher in § 1592 BGB geregelte 

Vermutungskatalog beibehalten und gegebenenfalls noch etwas ergänzt werden. 

 

Für den anderen Elternteil, die Mutter, sollte die Regelung des § 1591 BGB ergänzt 

werden. Die rechtliche Elternstelle sollte auch die Frau erhalten, die diese anerkennt 

oder im Zeitpunkt der Geburt mit der gebärenden Frau verheiratet ist. Hierdurch können 

sowohl Fälle der Eizellspende als auch der Leihmutterschaft abstammungsrechtlich im 

Interesse des Kindes geregelt werden. Auch ist es möglich, bei der Geburt eines Kindes 

in einer gleichgeschlechtlichen Ehe die rechtlichen Elternstellen abstammungsrechtlich 

zu regeln. Einer Stiefkindadoption bedarf es nicht. 

 

Korrekturmöglichkeiten sollten für beide Elternteile geregelt werden. 

 

3. Kindschaftsrecht 

 

Das deutsche Kindschaftsrecht ist zu sehr auf die rechtliche Form des 

Zusammenlebens der Eltern fokussiert. So bedarf es zur gemeinsamen 

Verantwortungsübernahme beider Eltern für das gemeinsame Kind entweder einer 

gerichtlichen Entscheidung oder der Rechtsform der Ehe zwischen den Elternteilen. 

 

Dies wird den veränderten Lebenswelten von Familien nicht mehr gerecht. Es ist 

sicherzustellen, dass die elterliche Sorge auch als Folge der Anerkennung eines Kindes 

und der gerichtlichen Feststellung der Vaterschaft automatisch bei beiden Elternteilen 

liegen muss. Hiervon muss jedenfalls als Regelfall ausgegangen werden. Nur im 

Ausnahmefall kann unter Aufhebung dieses gemeinsamen Verantwortungsrechtes 

durch gerichtliche Entscheidung eine Regelung erfolgen. Der DAV schließt sich insofern 

dem Ergebnis der vom BMJV installierten Arbeitsgruppe zur Reform des Sorge- und 

Umgangsrechtes an.  

 

Zugleich ist die rechtliche Unterteilung in Sorge- und Umgangsrecht aufzugeben. 
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Das Sorgerecht umfasst alle Aspekte der Verantwortung für das kindliche Leben. 

Hierzu gehört auch die Regelung der Zeiten, in denen das Kind von dem einen oder 

anderen Elternteil betreut wird.  

 

Der DAV ist nicht der Auffassung, dass das sogenannte „Wechselmodell“ Regelfall 

werden sollte. Er ist aber auch nicht der Auffassung, dass die Regelung von 

Betreuungszeiten quasi auf einen „Besuchskontakt“ minimiert werden sollte. Beide, die 

Verantwortung für das Kind tragenden Elternteile, haben sich auf den zeitlichen 

Rahmen der Betreuung zu verständigen. Gelingt dies nicht, so bedarf es einer 

gerichtlichen Entscheidung hierüber. Ein Umgangsrecht im tradierten rechtlichen Sinne 

wird infolgedessen nur noch Dritten zugeordnet, also Personen, die nicht Eltern sind. 

 

Zur Verbesserung dieser Regelungsmöglichkeiten sollte das Verfahrensrecht ein 

„Kinderverbundverfahren“ vorsehen. 

 

Inhaltlich sollte das Maß des zu leistenden Barunterhaltes, also der zu leistenden 

finanziellen Unterstützung, auch abhängig sein von dem Ausmaß der Betreuungszeiten, 

die jeder Elternteil dem Kind widmet. Die Abhängigkeit der wirtschaftlichen 

Unterstützung einerseits sowie der Betreuungszeiten andererseits erfordert ein insofern 

einheitliches, gesondertes Verfahren. 

 

Nur hierdurch wird es auch möglich, die Kinderinteressen in deren Gesamtheit zu 

erkennen und zu regeln. 

 

Dieses gesonderte Verfahren sollte einem eigens hierfür zu schaffenden Spruchkörper 

überantwortet werden. Dieses „kleine Familiengericht“ sollte besetzt werden mit 

Richterinnen/Richtern und kinderpsychologisch ausgebildeten Personen. 

 

Komplettiert werden sollte die Begleitung der Beteiligten durch die Anwaltschaft, sodass 

auch für dieses Verfahren der Anwaltszwang bestehen sollte. 

 

Durch einen so aus dem Ehescheidungsverbund herausgelösten Verbund wird nicht 

nur der Tatsache Rechnung getragen, dass Kindschaftsrechte unabhängig davon zu 
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beurteilen und zu regeln sind, in welcher Rechtsform die Eltern zusammenleben, 

sondern auch sichergestellt, dass dies in einem kompakten, zügig durchzuführenden 

Verfahren geschehen kann. 

 

4. Reform des Unterhaltsrechtes 

 

Der DAV verweist auf seine bisher noch nicht vom Gesetzgeber aufgenommenen und 

umgesetzten Forderungen zum nachehelichen Ehegattenunterhaltsrecht  

(DAV-Initiativstellungnahme Nr. 4/17 von Januar 2017). 

 

Die Verbesserung der Situation der Kinder erfordert darüber hinaus eine deutliche 

Verbesserung der wirtschaftlichen Situation des betreuenden Elternteiles, also des 

Betreuungsunterhaltes. 

 

Hinsichtlich des Betreuungsunterhaltes erscheint die Differenzierung zwischen dem 

Betreuungsunterhalt des Ehepartners und des nicht mit dem anderen Elternteil 

verheirateten Elternteils nicht gerechtfertigt.  

 

Unterschiede bestehen nach der derzeitigen Gesetzeslage sowohl für den Fall des 

Todes des barunterhaltspflichtigen Elternteils als auch bezüglich des Verbotes 

zukünftiger Unterhaltsvereinbarungen. Inhaltlich besteht ein bedeutsamer Unterschied 

bei der Beurteilung der Höhe eines Unterhaltsanspruchs, also beim Unterhaltsmaß. 

 

Das in einer Ehe der Eltern aufgewachsene Kind kann sich für den Fall der Trennung 

der Eltern darauf verlassen, dass die bisher gelebten wirtschaftlichen Verhältnisse 

beibehalten werden. Für den Fall, dass die Eltern nicht miteinander verheiratet waren, 

wird allein auf das Einkommen des betreuenden Elternteils abgestellt, welches dieser 

vor Beginn der Partnerschaft hatte. Dies kann dazu führen, dass das Kind in eine stark 

verschlechterte wirtschaftliche Situation gerät. 

 

Ferner: 

 

Der das Kind betreuende Elternteil muss und soll sich für einen bestimmten Zeitraum 

ganz dem Wohl und der Erziehung des Kindes widmen können. Dieser Zeitraum ist 

https://anwaltverein.de/de/newsroom/sn-4-17-reform-unterhaltsrecht?file=files/anwaltverein.de/downloads/newsroom/stellungnahmen/2017/DAV-SN%204-2017.pdf
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sowohl für den verheirateten Elternteil als auch den nicht verheirateten Elternteil allein 

an den Bedürfnissen des Kindes zu orientieren. Er wird sich im Verlaufe des 

Älterwerdens des Kindes und der Möglichkeit anderer Betreuungsformen reduzieren, 

jedoch über einen nicht nur kurzen Zeitraum eine eingeschränkte Möglichkeit der 

Integration in den Arbeitsmarkt bringen. 

 

Während dieser gesamten Zeit, in denen die Kinderbetreuung dominant ist, erwirbt der 

betreuende Elternteil keine Teilhabe an den Versorgungsanrechten des anderen 

Elternteils. Er erwirbt auch keine unterhaltsrechtliche Möglichkeit, seine 

Versorgungssituation durch zusätzliche spezielle Zahlungen des anderen zu 

verbessern. 

 

Ein sogenannter Altersvorsorgeunterhalt, den es ab dem Ende der Teilhabe an den 

Versorgungsanrechten des Anderen bei miteinander verheirateten Eheleuten gibt, gibt 

es bei nicht miteinander verheirateten Elternteilen nicht. Dies ist defizitär und bedarf der 

Reform. 

 

5. Ausgleich erworbener Versorgungsanrechte 

 

Die Teilreform des Versorgungsausgleichsrechtes (BGBl 1085 vom 12.05.2021) hat die 

dringend gebotene Regelung etwaiger beim Ausgleich vergessener Anrechte nicht mit 

aufgenommen. 

 

Bereits in seiner DAV-Stellungnahme Nr. 68/2020 hat der DAV dies angemahnt. 

 

Nach der Rechtsprechung des BGH können Anrechte, die im Rahmen des 

Versorgungsausgleichs bewusst verschwiegen oder vergessen wurden, weder im 

schuldrechtlichen Ausgleich noch im Rahmen einer späteren Abänderung ausgeglichen 

werden.  

 

Zu diesem Ergebnis gelangt der BGH insbesondere in seiner Entscheidung vom 

24.07.2013 (XII ZB 340/11) deshalb, weil er der Auffassung ist, dass der sogenannte 

schuldrechtliche Versorgungsausgleich (§ 20 VersAusglG) keinen „Auffangtatbestand“ 

https://anwaltverein.de/de/newsroom/sn-68-20-refe-zur-%C3%A4nderung-des-versorgungsausgleichs?file=files/anwaltverein.de/downloads/newsroom/stellungnahmen/2020/dav-sn-68-aenderung-des-versorgungsausgleichs.pdf
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bilden könne und er subsidiär gegenüber dem öffentlich-rechtlichen Ausgleich 

verbleibe. 

 

Um einen nicht mehr umkehrbaren schwerwiegenden Verstoß gegen den 

Halbteilungsgrundsatz zu verhindern, ist es dringend geboten, eine Regelung zu 

installieren, die den nachträglichen Ausgleich vergessener oder bewusst 

verschwiegener Anrechte ermöglicht. Die derzeitige unzulängliche Regelung führt nicht 

nur zu einem Verstoß gegen den Halbteilungsgrundsatz, sondern dazu, dass es an der 

Sicherung des Ausgleichsberechtigten bei Vorversterben des Ausgleichspflichtigen 

fehlt. So fehlen dem berechtigten Ehegatten nicht nur die zu übertragenden Anrechte. 

Seine eigene Rente wird sogar aufgrund des Versorgungsausgleichs gekürzt. Damit ist 

er in der Regel auf staatliche Hilfe angewiesen. 

 

Das Fehlen einer solchen Regelung im Teilreformgesetz muss zeitnah korrigiert 

werden, da derzeit keine Möglichkeit besteht, zu verhindern, dass Anrechte im 

Versorgungsausgleich nicht berücksichtigt werden und die Ausgleichsberechtigte, 

häufig bereits verrentete Person, hierdurch erhebliche – mitunter existenzielle – 

Einbußen erleidet. 

 

III. Fazit 

 

Der DAV merkt einen erheblichen Reformstau im gesamten Familienrecht an. Die 

vorgenannten Punkte sind bewusst herausgehoben und nicht abschließend. Sie 

bedürfen der dringlichen Umsetzung. Nur so kann erreicht werden, was im 

Sondierungsprogramm vorgesehen ist, nämlich, dass Kinder und Jugendliche bessere 

Chancen erhalten, und zwar unabhängig von der sozialen Lage ihrer Eltern und – so 

ergänzen wir – unabhängig davon, in welcher Rechtsform die Eltern zusammenleben. 


